
Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 

Drucksache V/2917 

Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Siebzehnten Gesetzes zur 

Ergänzung des Grundgesetzes 

- Drucksachen V/1879, V/2873 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 

Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 

(12. Ausschuß) — Drucksache V/2873 — bis auf die folgenden 

Änderungen: 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§1 

2 a. Nach Artikel 12 wird folgender neuer Arti-
kel 12 a eingefügt: 

„Artikel 12a 

(1) Männer können vom vollendeten acht-
zehnten Lebensjahr an zum Dienst in den 
Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in 
einem Zivilschutzverband verpflichtet werden. 

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegs-
dienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem 
Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des 
Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes 
nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Ge-
setz, das die Freiheit der Gewissensentschei-
dung nicht beeinträchtigen darf und auch eine 
Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, 
die in keinem Zusammenhang mit den Ver-
bänden der Streitkräfte und des Bundesgrenz-
schutzes steht. 

(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst 
nach Absatz 1 oder 2 herangezogen sind, kön-
nen im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes zu zivilen Dienstlei-
stungen für Zwecke der Verteidigung einschließ- 

Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
Beratung 

§1 

2 a. Nach Artikel 12 wird folgender neuer Arti-
kel 12 a eingefügt: 

„Artikel 12 a 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 



Drucksache V/2917 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

lieh des Schutzes der Zivilbevölkerung in Ar-
beitsverhältnisse verpflichtet werden; Verpflich-
tungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhält-
nisse sind nur zur Wahrnehmung polizeilicher 
Aufgaben oder solcher hoheitlichen Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt 
werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse 
nach Satz 1 können bei den Streitkräften, im 
Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öffent-
lichen Verwaltung begründet werden; Verpflich-
tungen in Arbeitsverhältnisse im Bereiche der 
Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zu-
lässig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu 
decken oder ihren Schutz sicherzustellen. 

(4) Kann im Verteidigungsfall der Bedarf 
an zivilen Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- 
und Heilwesen sowie in der ortsfesten militä-
rischen Lazarettorganisation nicht auf freiwilli-
ger Grundlage gedeckt werden, so können 
Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum 
vollendeten fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derar-
tigen Dienstleistungen herangezogen werden. 
Sie dürfen auf keinen Fall Dienst mit der Waffe 
leisten. 

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle 
können Verpflichtungen nach Absatz 3 nur 
nach Maßgabe des Artikels 80a begründet wer-
den. Zur Vorbereitung auf Dienstleistungen 
nach Absatz 3, für die besondere Kenntnisse 
oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die Teil-
nahme an Ausbildungsveranstaltungen zur 
Pflicht gemacht werden. Satz 1 findet insoweit 
keine Anwendung. 

(6) Kann im Verteidigungsfall der Bedarf an 
Arbeitskräften für die in Absatz 3 Satz 2 ge-
nannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage 
nicht gedeckt werden, so kann zur Sicherung 
dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die 
Ausübung eines Berufs oder den Arbeitsplatz 
aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des 
Verteidigungsfalles gilt Absatz 5 Satz 1 ent-
sprechend." 

6 a. Nach Artikel 80 wird folgender neuer Artikel 
80 a eingefügt: 

„Artikel 80 a 

(1) Ist in diesem Grundgesetz oder in einem 
Bundesgesetz über die Verteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung be-
stimmt, daß Rechtsvorschriften nur nach Maß-
gabe dieses Artikels angewandt werden dürfen, 
so ist die Anwendung außer im Verteidigungs-
falle nur zulässig, wenn der Bundestag den Ein-
tritt des Spannungsfalles festgestellt oder wenn 
er der Anwendung besonders zugestimmt hat. 

Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
Beratung 

(4) unverändert 

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle 
können Verpflichtungen nach Absatz 3 nur 
nach Maßgabe des Artikels 80 a Abs. 1 begrün-
det werden. Zur Vorbereitung auf Dienstleistun-
gen nach Absatz 3, für die besondere Kennt-
nisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur 
Pflicht gemacht werden. Satz 1 findet insoweit 
keine Anwendung. 

(6) unverändert 

 

6 a. Nach Artikel 80 wird folgender neuer Artikel 
80 a eingefügt: 

„Artikel 80 a 

(1) unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Die Feststellung des Spannungsfalles und die 
besondere Zustimmung in den Fällen des Arti-
tels 12a Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 2 bedür-
fen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen. 

(2) Maßnahmen auf Grund von Rechtsvor-
schriften nach Absatz 1 sind aufzuheben, wenn 
der Bundestag es verlangt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 ist die Anwen-
dung solcher Rechtsvorschriften auch auf der 
Grundlage und nach Maßgabe eines Beschlusses 
zulässig, der von einem internationalen Organ 
im Rahmen eines Bündnisvertrages gefaßt wird. 
Absatz 2 findet dann keine Anwendung." 

6 b. Artikel 87 a erhält folgende Fassung: 

„Artikel 87a 

(1) Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidi-
gung auf. Ihre zahlenmäßige Stärke und die 
Grundzüge ihrer Organisation müssen sich aus 
dem Haushaltsplan ergeben. 

(2) Außer zur Verteidigung dürfen die Streit-
kräfte nur eingesetzt werden, soweit dieses 
Grundgesetz es  ausdrücklich zuläßt. 

(3) Die Streitkräfte haben im Verteidigungs-
falle und im Spannungsfalle die Befugnis, zivile 
Objekte zu schützen und Aufgaben der Ver-
kehrsregelung wahrzunehmen, soweit dies zur 
Erfüllung ihres Verteidigungsauftrages erfor-
derlich ist. Außerdem kann den Streitkräften im 
Verteidigungsfalle und im Spannungsfalle der 
Schutz ziviler Objekte auch zur Unterstützung 
polizeilicher Maßnahmen übertragen werden; 
die Streitkräfte wirken dabei mit den zustän-
digen Behörden zusammen. 

(4) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung des Bundes oder eines 
Landes kann die Bundesregierung die Streit-
kräfte zur Unterstützung der Polizei beim 
Schutze von zivilen Objekten und zur Bekämp-
fung von Gruppen militärisch bewaffneter Auf-
ständischer einsetzen. Ein bewaffneter Einsatz 
ist einzustellen, wenn der Bundestag oder der 
Bundesrat es verlangt." 

Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
Beratung 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist die An-
wendung solcher Rechtsvorschriften auch auf 
der Grundlage und nach Maßgabe eines Be-
schlusses zulässig, der von einem internatio-
nalen Organ im Rahmen eines Bündnisvertra-
ges mit Zustimmung der Bundesregierung gefaßt 
wird. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 und Absatz 2 
sind aufzuheben, wenn der Bundestag es mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder verlangt." 

6 b. Artikel 87 a erhält folgende Fassung: 

„Artikel 87 a 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes 
kann die Bundesregierung, wenn die Voraus-
setzungen des Artikels 91 Abs. 2 vorliegen und 
die Polizeikräfte sowie der Bundesgrenzschutz 
nicht ausreichen, Streitkäfte zur Unterstützung 
der Polizei und des Bundesgrenzschutzes beim 
Schutze von zivilen Objekten und bei der Be-
kämpfung organisierter und militärisch bewaff-
neter Aufständischer einsetzen. Der Einsatz von 
Streitkräften ist einzustellen, wenn der Bundes-
tag oder der Bundesrat es verlangt." 
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7. Artikel 91 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 91 

(1) Zur Abwehreiner drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes 
kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder so-
wie Kräfte und Einrichtungen anderer Verwal-
tungen und des Bundesgrenzschutzes anfordern. 

(2) Ist das Land nicht selbst zur Bekämpfung 
der Gefahr bereit oder in der Lage oder er-
streckt sich die Gefahr auf das Gebiet mehr als 
eines Landes, so kann die Bundesregierung die 
Polizei in diesem Lande und die Polizeikräfte 
anderer Länder ihren Weisungen unterstellen, 
Einheiten des Bundesgrenzschutzes einsetzen 
sowie den für die Bekämpfung der Gefahr zu-
ständigen Landesbehörden Weisungen entspre-
chend Artikel 85 Abs. 3 erteilen. Maßnahmen 
nach Satz I sind jederzeit auf Verlangen des 
Bundesrates, im übrigen unverzüglich nach Be-
seitigung der Gefahr aufzuheben." 

Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
Beratung 

7. Artikel 91 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 91 

(1) unverändert 

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, 
nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit 
oder in der Lage, so kann die Bundesregierung 
die Polizei in diesem Lande und die Polizei-
kräfte anderer Länder ihren Weisungen unter-
stellen sowie Einheiten des Bundesgrenzschut-
zes einsetzen. Die Anordnung ist nach Beseiti-
gung der Gefahr, im übrigen jederzeit auf Ver-
langen des Bundesrates aufzuheben. Erstreckt 
sich die Gefahr auf das Gebiet mehr als eines 
Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es 
zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist, den 
Landesregierungen Weisungen erteilen; Sätze 1 
und 2 bleiben unberührt." 

Bonn, den 16. Mai 1968 


